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Abschnitt 2 Netzkopplung zwischen vor- und nachgelagerten Netzbetreibern  

§ 26  Anwendungsbereich  

1. Dieser Abschnitt regelt die technischen Bedingungen der Übergabe bzw. Übernahme 
von Gasmengen zwischen den Gasversorgungsnetzen von vor- und nachgelagerten 
Netzbetreibern. Dies umfasst insbesondere Regelungen zum Betrieb und zur 
Änderung der den Netzkopplungspunkten im Einzelnen zugeordneten Mess-, Steuer- 
und Regelanlagen („MSR-Anlagen“) sowie den Informationsaustausch zwischen den 
Vertragspartnern. Die Netzbetreiber werden bei Abschluss von Vereinbarungen mit 
Dritten, die für den Netzzugang erforderlich sind, die Regelungsinhalte dieses 
Abschnitts berücksichtigen. 

2. Sofern Netzbetreiber bis zum 30. September 2011 bereits Regelungen die Netzkopp-
lung betreffend vereinbart haben, findet dieser Abschnitt keine Anwendung. Soweit in 
bestehenden Vereinbarungen keine Regelungen zu den Inhalten dieses Abschnitts ge-
troffen wurden, finden die Regelungen dieses Abschnitts Anwendung. 

Sofern dieser Abschnitt Anwendung findet, konkretisieren und ergänzen die jeweils be-
troffenen Netzbetreiber darüber hinaus in einer gesonderten Vereinbarung die Rege-
lungen dieses Abschnitts. Inhalt dieser gesonderten Vereinbarung sind insbesondere 
die genaue Lage der Netzkopplungspunkte, gegebenenfalls die Zusammenfassung zu 
Ausspeisezonen gemäß § 11 Ziffer 2 sowie die für den jeweiligen Netzkopplungspunkt 
und/oder die jeweilige Ausspeisezone geltenden technischen Rahmenbedingungen. 

 

 
§ 27  Betrieb der MSR-Anlagen und technische Leistung  

1. Für den Betrieb und die Änderung der den Netzkopplungspunkten zugeordneten MSR-
Anlagen gelten die jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen in Verbindung mit den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere dem DVGW-Regelwerk, DIN-
Normen, die technischen Mindestanforderungen des vorgelagerten Netzbetreibers so-
wie die ggf. für den jeweiligen Netzkopplungspunkt in der gesonderten Vereinbarung 
benannten Richtlinien. 

2. Technische Leistung des Netzkopplungspunktes gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
GasNZV ist der von der dem Netzkopplungspunkt zugeordneten MSR-Anlage oder an-
deren leistungsbegrenzenden Bauteilen (z.B. Vorwärmung) in ihrem Auslegungszu-
stand maximal zu transportierende Normvolumenstrom. Die technische Leistung des 
Netzkopplungspunktes bestimmt daher nicht die Leistungsfähigkeit des vor- und nach-
gelagerten Netzes. Eine Erhöhung der internen Bestellung bis zur Höhe der techni-
schen Leistung begründet keine Pflicht zur Zahlung von Netzanschlusskosten durch 
den nachgelagerten Netzbetreiber gegenüber dem vorgelagerten Netzbetreiber. 

 

§ 28 Datenaustausch und Mengenanmeldung 

1. Die Netzbetreiber tauschen die für die Netzkopplung erforderlichen Informationen aus. 
Informationen über mögliche, auch nur kurzfristige Abweichungen in Bezug auf die ge-
sondert vereinbarten technischen Rahmenbedingungen, evtl. Störungen sowie alle 
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sicherheitstechnisch relevanten Ereignisse in den Gasversorgungsnetzen der Netzbe-
treiber, insbesondere in den den Netzkopplungspunkten zugeordneten MSR-Anlagen, 
sind unverzüglich auszutauschen. Hierfür ist von den Netzbetreibern eine Erreichbarkeit 
gemäß DVGW, Technische Regel, Arbeitsblatt G 2000 sicherzustellen. 

2. Jeder Netzbetreiber übermittelt an seine(n) unmittelbar vorgelagerten Netzbetreiber 
eine stundenbezogene marktgebietsscharfe Mengenanmeldung für den nächsten 
Gastag, wenn der vorgelagerte Netzbetreiber dies wegen einer 
Marktgebietsüberlappung oder aufgrund anderer transporttechnischer Erfordernisse 
verlangt. Sofern sich die Umstände für die Erstellung der Mengenanmeldung 
wesentlich ändern, teilt der Netzbetreiber die entsprechende angepasste 
Mengenanmeldung unverzüglich den betroffenen Netzbetreibern mit. 

3. In begründeten Einzelfällen kann der vorgelagerte Netzbetreiber eine Mengenanmel-
dung für spezifische Netzkopplungspunkte bzw. Ausspeisezonen verlangen. 

4. Die Mengenanmeldungen sind mit der angemessenen gaswirtschaftlichen Sorgfalt zu 
erstellen. Hierfür validiert der Netzbetreiber, der die Mengenanmeldung erstellt, diese 
regelmäßig mit den Netzkopplungspunktmeldungen gemäß § 46 Ziffer 6. Abweichun-
gen bezogen auf die Tagesmenge zwischen den jeweiligen aggregierten Mengenan-
meldungen je Marktgebiet und den jeweiligen aggregierten Netzkopplungspunktmel-
dungen je Marktgebiet sind möglichst gering zu halten. 

5. Die Kommunikation zur Mengenanmeldung erfolgt unter Verwendung des Edig@s-
Formats. Übergangsweise kann die Kommunikation in einem zwischen den Netzbetrei-
bern bilateral abgestimmten elektronischen Format erfolgen. 

 
§ 29  Betretungs- und Kontrollrechte  

Beide Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt haben ein Betretungs- und Kontrollrecht zu der 
MSR-Anlage am Netzkopplungspunkt und den Grundstücken, auf denen sich die MSR-
Anlage befindet. Einzelheiten stimmen die Netzbetreiber im Rahmen der gesonderten Ver-
einbarung ab. 

 
§ 30  Messung  

1. Die Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt legen im Rahmen der gesonderten Vereinbarung 
bzw. mittels eines Datenblatts fest, welcher Netzbetreiber für Messung und Messstellenbetrieb 
verantwortlich ist und wie die Erfassung und Verarbeitung der Messergebnisse der an dem 
Netzkopplungspunkt übergebenen Gasmengen erfolgt. Hierzu werden sich die Netzbetreiber 
am Netzkopplungspunkt insbesondere über Art, Umfang und technische Ausführung der 
Zurverfügungstellung und Dokumentation von Daten zur Netzsteuerung und -überwachung 
sowie von Abrechnungsdaten verständigen. Beide Netzbetreiber haben jederzeit das Recht die 
Messwerte am  

Der nachgelagerte Netzbetreiber ist für die Meldung der Netzkopplungspunktzeitreihen 
verantwortlich, es sei denn, die Netzbetreiber haben festgelegt, dass der vorgelagerte 
Netzbetreiber für die Meldung verantwortlich ist. In diesem Fall informiert der nachgelagerte 
Netzbetreiber den Marktgebietsverantwortlichen hierüber in Textform.   
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Der für die Messung verantwortliche Netzbetreiber stellt dem jeweils anderen Netzbetreiber 
des Netzkopplungspunktes die Messwerte auf Anforderung zur Verfügung und ist für die 
Abstimmung einer Netzkopplungszeitreihe mit dem anderen Netzbetreiber verantwortlich. 

2. Die Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt haben untereinander das Recht, Messein-
richtungen und zusätzliche eigene Einrichtungen zur Fernübertragung von Messwerten 
einschließlich entsprechender Kommunikationseinrichtungen und/oder Messeinrichtungen 
für Prüfzwecke auf eigene Kosten einzubauen bzw. einbauen zu lassen. 
 

3. Der für die Messung verantwortliche Netzbetreiber ist - soweit er Messstellenbetreiber ist - 
mit Blick auf die Durchführung des Messstellenbetriebs Messgeräteverwender im Sinne des 
Eichrechts und diesbezüglich verantwortlich für die Einhaltung aller sich aus dem Eichrecht 
ergebenden Anforderungen und Verpflichtungen. Der Netzbetreiber -soweit er 
Messstellenbetreiber ist - bestätigt hiermit insoweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen (§ 33 
Absatz 2 Mess- und Eichgesetz). 

 
4. Der für die Messung verantwortliche Netzbetreiber ist verpflichtet, die Eichung auch von 

solchen Messgeräten sicherzustellen, die zumindest für einen maximalen Durchfluss von 
150 000 m³/h im Normzustand ausgelegt sind, sofern die Messwerte dieser Geräte in die 
Berechnung eichpflichtiger Systeme zur Ermittlung von Abrechnungswerten und weiteren 
Gasbeschaffenheiten mittels Zustandsrekonstruktion (Rekonstruktionssysteme) eingehen. 

 
5. Die vorstehenden Regelungen gelten für Messanlagen, die sich nicht unmittelbar an 

einem Netzkopplungspunkt befinden, diesem aber zugeordnet sind, entsprechend. 
 

§ 31  Reduzierung oder Einstellung der Gasübergabe/-übernahme  

1. Der Übergang des Besitzes an den jeweils zu übernehmenden Gasmengen erfolgt am 
jeweiligen Netzkopplungspunkt. 

2. Die Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt sind berechtigt, die Gasübergabe bzw. - 
übernahme jederzeit, wenn erforderlich ohne Vorankündigung, zu reduzieren oder ein- 
zustellen, um eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sachen 
von erheblichem Wert abzuwenden oder zu gewährleisten, dass sonstige Störungen 
Dritter oder störende Rückwirkungen auf eigene Einrichtungen oder Einrichtungen Drit- 
ter ausgeschlossen sind. Die Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt nehmen die Gas- 
übergabe bzw. -übernahme unverzüglich wieder auf, sobald die Gründe für ihre Redu- 
zierung oder Einstellung entfallen sind. 

 

Teil 5 Allgemeine Schlussbestimmungen  

§ 52 Veröffentlichungspflichten der Netzbetreiber zur Gasbeschaffenheit und 
Brennwert 

1. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, gemäß § 40 Abs.1 Satz 1 Nr. 7 GasNZV im Vertei- 
lernetz an allen Ein- und Ausspeisepunkten am 10. Werktag des Monats den Abrech- 
nungsbrennwert des Vormonats zu veröffentlichen. 
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Der vorgelagerte Netzbetreiber stellt die Einspeisebrennwerte des Netzkopplungspunk- 
tes zum nachgelagerten Netzbetreiber bereit. Um die kurzfristige Veröffentlichungs- 
pflicht der Verteilernetzbetreiber zu ermöglichen, stimmen sich die vor- und nachgela- 
gerten Netzbetreiber über den Termin der Bereitstellung der Einspeisebrennwerte ab. 

2. Die Netzbetreiber stellen den Transportkunden den CO2-Stoffmengenanteil, die Norm- 
dichte, den Brennwert und soweit verfügbar den H2-Stoffmengenanteil sowie Sauerstoff 
des Gases für abgestimmte Ausspeisepunkte monatlich bis spätestens M + 10 Werkta- 
ge zur Verfügung. Die Abstimmung der Ausspeisepunkte findet zwischen Transport- 
kunden und Netzbetreiber statt. 

Der Fernleitungsnetzbetreiber stellt dem nachgelagerten Netzbetreiber für die Netz- 
kopplungspunkte die in Satz 1 genannten Daten monatlich bis spätestens M + 5 Werk- 
tage zur Verfügung. Jede weitere Netzebene übermittelt die in Satz 1 genannten Daten 
innerhalb jeweils maximal 2 weiteren Werktagen unter der Prämisse, dass die Daten in 
jedem Fall der letzten Netzebene bis spätestens M + 9 Werktage zur Verfügung stehen. 
Bei einer Kaskade von mehr als 3 Netzebenen oder mehr als einem vorgelagerten 
Fernleitungsnetzbetreiber stimmen sich die Netzbetreiber aller betroffenen Ebenen über 
Anpassungen der Fristen abweichend von Satz 1 und 2 ab, so dass der Termin M + 9 
Werktage für die letzte Netzebene eingehalten wird. 

Die vor- und nachgelagerten Netzbetreiber stimmen die Netzkopplungspunkte ab, für 
die die Daten erforderlich sind. 

 
§ 53 Steuern 

1. Werden von einem Vertragspartner an einen anderen Vertragspartner, der nicht Liefe- 
rer im Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist, Gasmengen geliefert, hat der jeweils an- 
dere Vertragspartner die darauf entfallenden Entgelte zuzüglich Energiesteuer in der 
jeweiligen gesetzlichen Höhe zu zahlen. 

Eine solche Lieferung liegt insbesondere zum Zweck des Ausgleichs von Mehr- 
/Mindermengen vor. 

Erfolgt die Lieferung von Gasmengen an einen Vertragspartner, der angemeldeter Lie- 
ferer im Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist, ist der belieferte Vertragspartner ver- 
pflichtet, das Vorliegen der Voraussetzungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG dem liefern- 
den Vertragspartner gegenüber durch Vorlage einer von der zuständigen Zollverwal- 
tung ausgestellten aktuellen Anmeldebestätigung im Sinne von § 78 Abs. 4 EnergieStV, 
nach der der belieferte Vertragspartner als angemeldeter Lieferer zum unversteuerten 
Bezug von Gasmengen berechtigt ist, nachzuweisen. Der Nachweis über das Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist dem liefernden Vertragspartner 
spätestens 1 Woche vor der Lieferung zur Verfügung zu stellen. Wird ein geeigneter 
Nachweis über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG nicht 
innerhalb des vorgeschriebenen Zeitraums vorgelegt, hat der liefernde Vertragspartner 
das Recht, dem belieferten Vertragspartner die auf die Lieferung der Gasmengen ent- 
fallenden Entgelte zuzüglich Energiesteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe in 
Rechnung zu stellen. 

Der belieferte Vertragspartner ist verpflichtet, den liefernden Vertragspartner umgehend 
schriftlich zu informieren, wenn der belieferte Vertragspartner nicht bzw. nicht mehr Lie- 
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ferer im Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist. Bei Adressänderungen, Umfirmierungen, 
Änderungen der Rechtsform ist die Vorlage einer aktuellen Liefererbestätigung der Zoll- 
verwaltung erforderlich. Kommt der belieferte Vertragspartner dieser Hinweispflicht nicht 
oder nicht rechtzeitig nach, ist er verpflichtet, die daraus für den liefernden Ver- 
tragspartner entstehende Energiesteuer an diesen zu erstatten. 

2. Sollten Steuern oder andere öffentlich-rechtliche Abgaben auf die Entgelte gemäß die- 
sem Vertrag, einschließlich von Steuern oder anderen öffentlich-rechtlichen Abgaben 
auf Dienstleistungen, die die Grundlage für diese Entgelte bilden, eingeführt, abge- 
schafft oder geändert werden, nimmt der jeweilige Vertragspartner eine dementspre- 
chende Anhebung oder Absenkung der Entgelte mit Wirkung zu dem Zeitpunkt vor, an 
welchem die Einführung, Abschaffung oder Änderung der Steuern oder anderen öffent- 
lich-rechtlichen Abgaben in Kraft tritt. Dies gilt entsprechend bei der Einführung oder 
Abschaffung oder Änderung anderer Entgelte durch oder aufgrund nationaler oder eu- 
ropäischer Rechtsvorschriften, Verwaltungsakte oder anderer Anordnungen von Behör- 
den. 

3. Sämtliche Entgelte sind ohne darauf entfallende Steuern aufgeführt. Diese Steuern sind 
zusätzlich zu diesen Entgelten zu entrichten. 

4. Die Entgelte sowie jegliche Zuschläge hierzu bilden das Entgelt im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes (UStG) und verstehen sich ohne Umsatzsteuer (USt). Zusätzlich zu die-
sem Entgelt ist an den jeweiligen Vertragspartner die Umsatzsteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe zu entrichten, sofern nicht das Reverse-Charge-Verfahren Anwen-
dung findet. Soweit der Leistungsempfänger die Voraussetzungen des § 3g Absatz 1 
UStG erfüllt, legt er, als Nachweis für die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens, 
die Bescheinigung für Wiederverkäufer von Erdgas (USt 1 TH) nach § 13b Absatz 2 Nr. 
5 Buchstabe b und Absatz 5 UStG erstmalig spätestens 1 Woche vor der Lieferung 
sowie die aktuelle Bescheinigung nach Ablauf der jeweiligen Gültigkeitsfrist der vorheri-
gen Bescheinigung wiederkehrend dem jeweils anderen Vertragspartner unaufgefordert 
vor. Erfolgt die Abrechnung gemäß § 14 Abs. 2 S. 2 UStG im Gutschriftsverfahren, 
muss die Abrechnung die Angabe "Gutschrift" enthalten (§ 14 Abs. 4 Nr. 10 UStG). 
 

§ 54 Höhere Gewalt 

1. Soweit ein Vertragspartner in Folge Höherer Gewalt gemäß Ziffer 2 an der Erfüllung 
seiner Pflichten gehindert ist, wird er von diesen Pflichten befreit. Der andere Vertrags- 
partner wird soweit und solange von seinen Gegenleistungspflichten befreit, wie der 
Vertragspartner aufgrund von Höherer Gewalt an der Erfüllung seiner Pflichten gehin- 
dert ist. 

2. Höhere Gewalt ist ein von außen kommendes, nicht voraussehbares und auch durch 
Anwendung vernünftigerweise zu erwartender Sorgfalt und technisch und wirtschaftlich 
zumutbarer Mittel nicht abwendbares oder nicht rechtzeitig abwendbares Ereignis. 
Hierzu zählen insbesondere Naturkatastrophen, terroristische Angriffe, Stromausfall, 
Ausfall von Telekommunikationsverbindungen, Streik und Aussperrung, soweit die Aus- 
sperrung rechtmäßig ist, oder gesetzliche Bestimmungen oder Maßnahmen der Regie- 
rung oder von Gerichten oder Behörden (unabhängig von ihrer Rechtmäßigkeit). 

3. Der betroffene Vertragspartner hat den anderen Vertragspartner unverzüglich zu be- 
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nachrichtigen und über die Gründe der Höheren Gewalt und die voraussichtliche Dauer 
zu informieren. Er wird sich bemühen, mit allen technisch möglichen und wirtschaftlich 
zumutbaren Mitteln dafür zu sorgen, dass er seine Pflichten schnellstmöglich wieder er- 
füllen kann. 

4. Nutzt ein Vertragspartner Dienstleistungen Dritter zur Erfüllung seiner vertraglichen 
Verpflichtungen, so gilt ein Ereignis, das für den Dritten höhere Gewalt oder einen sons- 
tigen Umstand i.S.d. Ziffer 2 darstellen würde, auch zugunsten dieses Vertragspartners 
als höhere Gewalt. 

 

§ 55 Haftung 

1. Soweit ein Vertragspartner, seine gesetzlichen Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungs- 
gehilfen einen Schaden (Personen-, Sach- oder Vermögensschaden) bei einem Ver- 
tragspartner der nach § 2 Ziffer 2 abzuschließenden standardisierten Geschäftsbedin- 
gungen - Transportkunde, Bilanzkreisverantwortlichen, Biogas-Anschlussnehmer, Bio- 
gas-Anschlussnutzer - (im Folgenden „Beteiligter Dritter“ genannt) schuldhaft verur- 
sacht haben, stellt dieser Vertragspartner den anderen Vertragspartner von Ansprüchen 
des Beteiligten Dritten im Umfang dessen gesetzlicher oder vertraglicher Haftung ge- 
genüber dem Beteiligten Dritten insoweit frei. Soweit die Vertragspartner für den Scha- 
den eines sonstigen Dritten als Gesamtschuldner haften, bemisst sich der Ausgleichs- 
anspruch im Innenverhältnis nach dem Grad der Verursachung des Schadens durch die 
Vertragspartner. 

Für den Fall, dass ein Vertragspartner die jeweilige Haftungsregelung gemäß der stan- 
dardisierten Geschäftsbedingungen nach § 2 Ziffer 2 mit einem Beteiligten Dritten nicht 
vereinbart hat, bestehen im Innenverhältnis der Vertragspartner keine über die Bestim- 
mungen der entsprechenden Haftungsregelung der standardisierten Geschäftsbedin- 
gungen nach § 2 Ziffer 2 hinausgehenden Ausgleichsansprüche. 

2. Soweit ein Beteiligter oder sonstiger Dritter gegen einen Vertragspartner einen Scha- 
densersatzanspruch geltend macht, arbeiten die Vertragspartner kooperativ zusammen. 
Sie werden sich gegenseitig über alle mit der Schadensverursachung durch einen oder 
beide Vertragspartner zusammenhängenden Tatsachen informieren. Sobald ein Betei- 
ligter oder sonstiger Dritter gegen einen Vertragspartner Ansprüche geltend macht, in- 
formiert er unverzüglich den anderen Vertragspartner und gibt ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 

Für den Fall der Verletzung dieser Informationspflicht bestehen im Innenverhältnis der 
Vertragspartner keine über die entsprechende Haftungsregelung des der standardisier- 
ten Geschäftsbedingungen nach § 2 Ziffer 2 hinausgehenden Ausgleichsansprüche. 

3. Soweit ein Vertragspartner, seine gesetzlichen Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungs- 
gehilfen einen Schaden (Personen-, Sach- oder Vermögensschaden) bei dem anderen 
Vertragspartner schuldhaft verursacht hat, gelten die folgenden Haftungsregelungen: 

a) Die Die Vertragspartner haften einander für Schäden aus der Verletzung des Le- 
bens, des Körpers oder der Gesundheit, es sei denn, der Vertragspartner selbst, 
dessen gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder 
vorsätzlich noch fahrlässig gehandelt. 
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b) Im Fall der Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten haften die Vertragspartner 

einander für Sach- und Vermögensschäden, es sei denn, der Vertragspartner selbst, 
dessen gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder 
vorsätzlich noch fahrlässig gehandelt; die Haftung der Vertragspartner im Fall leicht 
fahrlässig verursachter Sach- und Vermögensschäden ist auf den vertragstypisch, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt.. 

aa) Unter wesentlichen Vertragspflichten werden hier die Verpflichtungen verstan- 
den, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages über- 
haupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf. 

 
bb) Vertragstypische, vorhersehbare Schäden sind solche, die der Vertragspartner 

bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgese- 
hen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die ihm bekannt waren 
oder die er hätte kennen müssen, bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt 
hätte voraussehen müssen. 

cc) Typischerweise ist bei Geschäften der fraglichen Art von einem Schaden in 
Höhe von EUR 2,5 Mio. bei Sachschäden und EUR 1,0 Mio. bei Vermögens- 
schäden auszugehen. 

c) Die Vertragspartner haften einander für Sach- und Vermögensschäden bei nicht we- 
sentlichen Vertragspflichten, es sei denn, der Vertragspartner selbst, dessen gesetz- 
liche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt. 

aa) Die Haftung der Vertragspartner selbst und für ihre gesetzlichen Vertreter, lei- 
tende Erfüllungsgehilfen und Verrichtungsgehilfen ist im Fall grob fahrlässig 
verursachter Sach- und Vermögensschäden auf den vertragstypisch, vorher- 
sehbaren Schaden begrenzt. 

bb) Die Haftung der Vertragspartner für sog. einfache Erfüllungsgehilfen ist im Fall 
grob fahrlässig verursachter Sachschäden auf EUR 1,5 Mio. und Vermögens- 
schäden auf EUR 0,5 Mio. begrenzt. 

d) §§ 16, 16 a EnWG bleiben unberührt. Maßnahmen nach § 16 Abs. 2 EnWG sind 
insbesondere auch solche, die zur Sicherstellung der Versorgung von Haushalts- 
kunden mit Erdgas gemäß § 53 a EnWG ergriffen werden. 

e) Die Ziffer 3 lit. a) - d) gilt auch zu Gunsten der gesetzlichen Vertreter, Arbeitnehmer 
sowie der Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen der Vertragspartner. 

f) Eine Haftung der Vertragspartner nach zwingenden Vorschriften des Haftpflichtge- 
setzes und anderen Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 

 

§ 56 Rechtsnachfolge 

Die Übertragung von Rechten und Pflichten aus diesem Vertrag auf ein anderes Unterneh- 
men bedarf nicht der Zustimmung der anderen Vertragspartner, soweit dieses Unternehmen 
die Netzbetreiberaufgaben gemäß § 3 Nr. 5 oder 7 EnWG bzw. Aufgaben eines Marktge- 
bietsverantwortlichen nach § 2 Nr. 11 GasNZV übernimmt.  
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§ 57 Schiedsgerichtsklausel 

1. Die Vertragspartner werden sich nach besten Kräften bemühen, jede Streitigkeit zwi- 
schen den Vertragspartnern im Zusammenhang mit diesem Vertrag gütlich im Verhand- 
lungsweg beizulegen. 

2. Alle Streitigkeiten und sonstige Angelegenheiten aus und im Zusammenhang mit die- 
sem Vertrag entscheidet, soweit die Streitigkeiten nach Ansicht einer der streitbeteilig- 
ten Vertragspartner nicht im gegenseitigen Einvernehmen gemäß Ziffer 1 beizulegen 
sind, unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges endgültig und bindend ein 
Schiedsgericht. Das Schiedsgericht besteht aus 3 Schiedsrichtern, von denen einer den 
Vorsitz führt. Der Vorsitzende muss die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

3. Das Schiedsgericht wird gebildet, indem der/die betreibende(n) Vertragspartner („An- 
tragsteller“) einen Schiedsrichter benennt/benennen und sodann der/die andere(n) Ver- 
tragspartner („Antragsgegner“) auffordert/auffordern, einen zweiten Schiedsrichter zu 
benennen, und die beiden benannten Schiedsrichter dann den Vorsitzenden wählen. 
Hat/Haben der/die Antragsgegner den Schiedsrichter nicht innerhalb von 4 Wochen be- 
nannt, so darf der/die Antragsteller den Präsidenten des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
oder den Präsidenten des für den Sitz des Antragstellers zuständigen Oberlandesge- 
richts bitten, den Schiedsrichter vorzuschlagen; der Vorschlag ist für die beteiligten Ver- 
tragspartner verbindlich. Haben die Schiedsrichter den Vorsitzenden nicht innerhalb von 
4 Wochen gewählt, so darf jeder beteiligte Vertragspartner den Präsidenten des Ober- 
landesgerichts Düsseldorf oder des für den Sitz des Antragstellers zuständigen Ober- 
landesgerichts bitten, den Vorsitzenden vorzuschlagen; der Vorschlag ist für die betei- 
ligten Vertragspartner verbindlich. 

4. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen über das schiedsrichterliche Verfah- 
ren. 

5. § 31 EnWG bleibt unberührt. 
 

§ 58 Salvatorische Klausel 

1. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages oder seiner Anlagen unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden, so bleiben der Vertrag und die Anlagen im Übrigen 
davon unberührt. 

2. Die Vertragspartner verpflichten sich, die unwirksamen oder undurchführbaren Bestim- 
mungen in einem geeigneten Verfahren durch andere, ihrem wirtschaftlichen Erfolg 
möglichst gleichkommende Bestimmungen zu ersetzen. Dies gilt entsprechend bei Re- 
gelungslücken. 

 

§ 59 Vertraulichkeit 

1. Die Vertragspartner haben alle Informationen, die sie im Zusammenhang mit dieser 
Vereinbarung und der auf ihrer Grundlage geschlossenen Verträge erhalten haben (im 
Folgenden „vertrauliche Informationen“ genannt), vorbehaltlich der Bestimmungen in 
Ziffer 2 sowie§ 25, vertraulich zu behandeln und nicht offen zu legen oder Dritten zu- 
gänglich zu machen, es sei denn, der betroffene Vertragspartner hat dies zuvor schrift- 
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lich genehmigt. Die Vertragspartner verpflichten sich, die vertraulichen Informationen 
ausschließlich zum Zweck der Durchführung dieser Vereinbarung zu verwenden. 

2. Jeder Vertragspartner hat das Recht, vertrauliche Informationen, die er von 
anderen Vertragspartnern erhalten hat, ohne deren schriftliche Genehmigung 
offen zu legen 

a) gegenüber einem verbundenen Unternehmen, sofern dieses in gleicher Weise 
zur Vertraulichkeit verpflichtet ist, 

b) gegenüber seinen Vertretern, Beratern, Banken und 
Versicherungsgesellschaften, wenn und soweit die Offenlegung für die 
ordnungsgemäße Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen erforderlich ist 
und diese Personen oder Gesellschaften sich ihrerseits zuvor zur vertraulichen 
Behandlung der Informationen verpflichtet haben oder von Berufs wegen 
gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind; oder 

c) in dem Umfang, wie diese vertraulichen Informationen 

• dem diese Informationen empfangenden Vertragspartner zu dem Zeitpunkt, 
zu dem er sie von dem anderen Vertragspartner erhalten hat, 
berechtigterweise bereits bekannt sind, 

• bereits öffentlich zugänglich sind oder der Öffentlichkeit in anderer Weise 
als durch Tun oder Unterlassen des empfangenden Vertragspartners 
zugänglich werden; oder 

• von einem Vertragspartner aufgrund einer gesetzlichen Bestimmung oder 
einer gerichtlichen oder behördlichen Anordnung oder einer Anfrage der 
Regulierungsbehörde offen gelegt werden müssen. 

3. Die Pflicht zur Einhaltung der Vertraulichkeit endet 2 Jahre nach dem Ende des 
jeweiligen Vertrages. 

4. § 6a EnWG bleibt unberührt. 
 

§ 60 Wirksamwerden der Kooperationsvereinbarung 

1. Dieser Vertrag wird wirksam, wenn ihn mindestens 2 Betreiber von in Deutschland 
gelegenen Gasversorgungsnetzen unterzeichnet haben und dem VKU oder BDEW 
den Vertragsschluss schriftlich mitgeteilt haben. Weitere Netzbetreiber und 
Marktgebiets verantwortliche können diesem Vertrag durch schriftliche 
Beitrittserklärung beitreten, die an den VKU oder BDEW übersandt wird. Der 
Beitritt wird wirksam mit Zugang der Beitrittserklärung beim VKU oder BDEW. Für 
die weiteren Vertragspartner gilt dieser Vertrag ab dem jeweiligen 
Beitrittszeitpunkt. 

2. Solange im Einzelfall ein für die Durchführung des Ein- und Ausspeisevertrages 
erforderlicher Netzbetreiber noch nicht beigetreten ist, sind die Verpflichtungen der 
betroffenen Vertragspartner nach diesem Vertrag in diesem Einzelfall ausgesetzt, 
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bis der Beitritt dieses noch für die Abwicklung erforderlichen Netzbetreibers erfolgt 
ist. 
 

3. Alle Vertragspartner werden ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts auf der Internetseite 
des BDEW und des VKU mit Name und Anschrift veröffentlicht. 

 

§ 61 Änderungen der Kooperationsvereinbarung 

1. Die Vertragspartner werden diese Kooperationsvereinbarung ändern, sofern dies 
erfor- derlich ist, um insbesondere einschlägigen Gesetzen oder 
Rechtsverordnungen, und / oder rechtsverbindlichen Vorgaben nationaler oder 
internationaler Gerichte und Behörden, insbesondere Festlegungen und dazu 
ergangene Mitteilungen der Bundesnetzagentur, und / oder allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu entsprechen. 

2. BDEW, VKU und GEODE prüfen und entscheiden jeweils rechtzeitig über die nach 
Maßgabe der Ziffer 1 erforderlichen Änderungen. Sie leiten die Änderungen den 
Vertragspartnern regelmäßig 3 Monate vor dem beabsichtigten Inkrafttreten der 
Änderungen gemäß Ziffer 3 zu. Änderungen der Kooperationsvereinbarung sollen 
jeweils zum 
1. Oktober eines Jahres in Kraft treten. Bei Änderungen, die aufgrund rechtlicher Erfor- 
dernisse kurzfristig umgesetzt werden müssen, kann von den Fristen der Sätze 2 und 
3 abgewichen werden. 

3. BDEW, VKU und GEODE informieren die Vertragspartner über die Änderungen der 
Kooperationsvereinbarung in Textform; dabei genügt, wenn der genaue Wortlaut der 
Änderungen im Internet unter der jeweils angegebenen Adresse abgerufen werden 
kann. Wenn ein Vertragspartner nicht spätestens 1 Monat nach Zugang der 
Information über die Änderungen der Kooperationsvereinbarung gekündigt hat, gilt 
dies als Zustimmung zur Änderung. § 62 Ziffer 1 und 4 gilt entsprechend. 

 

§ 62 Kündigung / Beendigung der Kooperationsvereinbarung 

1. Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Jeder Vertragspartner hat 
das Recht der Kündigung. Die Kündigungserklärung ist gegenüber dem BDEW 
oder VKU mit eingeschriebenem Brief abzugeben. 

2. Die ordentliche Kündigung kann mit einer Frist von 6 Monaten auf das Ende 
eines Gaswirtschaftsjahres erfolgen, soweit  § 61 nichts anderes bestimmt. 

3. Das Recht auf Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

4. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlöschen die vertraglichen Rechte und 
Pflichten des kündigenden Vertragspartners. Die Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag gelten für den kündigenden Vertragspartner für die Durchführung von zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündigung bestehender netzübergreifender 
Ausspeiseverträge bis zu deren Beendigung fort. 
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